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3  Arbeitsmarktinstitutionen, 
Sozialstaatsmodelle und Migrationen

In diesem Kapitel gehen wir der Frage nach, warum es so große 
Unterschiede zwischen den EU-Mitgliedstaaten in der Erwerbs-
einbindung und den Arbeitsbedingungen von Migrant*innen 
gibt. Zunächst wird auf die Rolle der Arbeitsmarkt-Institutionen 
eingegangen, allen voran der Gewerkschaften und des Systems 
der Lohnverhandlungen (Abschnitt 3.1). In Abschnitt 3.2 unter-
suchen wir den Einfluss des Wohlfahrtsmodells auf die Erwerbs-
beteiligung von Migrant*innen, vor allem die Allokation auf den 
Regelarbeitsmarkt und den informellen Sektor. In Abschnitt 3.3 
fokussieren wir auf die Binnenwanderung innerhalb der EU und 
die damit verbundenen Herausforderungen für die Koordination 
der Sozialleistungen. 

Vorauszuschicken ist, dass die europäischen Wohlfahrtsstaa-
ten zunehmend durch die Alterung herausgefordert werden. 
Beispielsweise prognostiziert die jüngste Bevölkerungsprognose 
von Eurostat (2019a) für die EU28 (inkludiert noch das Vereinigte 
Königreich) einen Anstieg des Anteils der Personen über 65 Jah-
ren von 18,9 Prozent im Jahr 2015 auf 28,1 Prozent im Jahr 2050. 
Die prognostizierte Alterung der Bevölkerung hat eine Reihe von 
Forscher*innen (Rouzet et al. 2019; OECD 2005; Crespo Cuaresma 
et al. 2015) dazu veranlasst, mehr Migration zu fordern, um die euro-
päischen Wohlfahrtssysteme von der mit einer alternden Bevölke-
rung verbundenen Steigerung der Ausgabenquote für Soziales zu 
entlasten. Eine solche Strategie kann jedoch nur erfolgreich sein, 
wenn die Migrant*innen Netto-Zahler*innen für die europäischen 
Wohlfahrtsstaaten sind. Dies ist, wie eine Reihe neuerer Vergleichs-
studien zum Wohlfahrtsbeitrag von Migrant*innen gezeigt haben 
(Huber/Oberdabernig 2013; OECD 2013; Barrett/Maître 2011), dann 
erreichbar, wenn Migrant*innen in die Arbeitswelt ihrer Aufnahme-
länder gut integriert sind, d. h., wenn sie gut bezahlte Jobs und ein 
geringes Arbeitslosigkeitsrisiko haben.

Die Literatur zur Arbeitsmarktintegration legt allerdings nahe, 
dass Migrant*innen wesentlich geringere Chancen auf eine gut 

https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?oldid=458916
https://doi.org/10.1787/2226583X
https://doi.org/10.1787/9789264010093-en
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=2483852
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=2483852
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=2385897
https://www.oecd.org/els/mig/IMO-2013-chap3-fiscal-impact-of-immigration.pdf
http://dx.doi.org/10.1108/01437721311319629
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remunerierte Beschäftigung und ein größeres Risiko haben, ar-
beitslos zu werden, als Einheimische (siehe Kapitel 2). Ein erheb-
licher Teil dieser Literatur fokussiert auf individuelle Merkmale 
von Migrant*innen, die ihre Arbeitsmarktintegration begünstigen. 
Es mag nicht überraschen, dass besser qualifizierte Migrant*in-
nen mit einer gewissen ethnisch-kulturellen Nähe zur Mehrheits-
bevölkerung (z. B. Sprachkenntnisse) weniger Probleme haben, 
einen adäquaten Job zu bekommen, als gering qualifizierte aus 
sprachlich und kulturell entfernten Sendeländern (Borjas 2000; 
Chiswick/Miller 2011; Chiswick/DebBurman 2004; Cohen-Goldner/
Epstein 2014). Auch ein junges Alter bei der Einwanderung und 
eine längere Dauer des Aufenthalts sind der Erwerbsintegration 
förderlich (Chiswick 1978; Beenstock/Chiswick/Paltiel 2010). Eine 
politische Schlussfolgerung daraus ist, dass Aufnahmeländer An-
reize für Migrant*innen schaffen sollten, die einer Anpassung an 
das Bildungs-, Erwerbs-, und Sozialverhalten des Aufnahmelandes 
sowie der „emotionalen Identifikation mit dem Aufnahmeland“ 
(Esser 2001, 8) förderlich sind.

Ein weiteres Ergebnis dieser Literatur ist, dass es große Unter-
schiede in der Erwerbsintegration von Migrant*innen in den di-
versen Ländern Europas gibt (Dustmann/Frattini 2011; Hierländer 
et al. 2010; Münz 2007). Beispielsweise berichtet die OECD (2008), 
dass die Unterschiede in der Beschäftigungsquote zwischen hoch 
qualifizierten Migrant*innen und gleich qualifizierten Einheimi-
schen in den europäischen OECD-Ländern von -25 Prozentpunkten 
(zum Nachteil von Migrant*innen) in Finnland bis zu -2,3 Prozent-
punkte in Portugal reichen. Diese enormen Unterschiede lassen 
sich nicht allein durch die Zusammensetzung der Migrant*innen 
nach Herkunft und Qualifikation erklären, sondern hängen auch 
mit Unterschieden in der nationalen Migrationspolitik, den Arbeits-
marktinstitutionen und dem Sozialstaatmodell zusammen (Dust-
mann/Frattini 2011).

Allerdings haben bisher nur wenige Studien das Verhältnis 
zwischen nationalen Arbeitsmarktregelungen, der Migrations-
politik und dem Wohlfahrtsmodell einerseits sowie der Arbeits-
marktintegration von Migrant*innen andererseits untersucht. Es 

https://www.nber.org/system/files/chapters/c6052/c6052.pdf
https://doi.org/10.1177/001979391106400305
http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.389380
http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2481567
http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2481567
https://www.jstor.org/stable/1828415
https://doi.org/10.1007/s11150-009-9064-7
https://www.mzes.uni-mannheim.de/publications/wp/wp-40.pdf
http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2023575
https://www.econstor.eu/bitstream/10419/47671/1/66317726X.pdf
https://doi.org/10.1787/migr_outlook-2008-en
http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2023575
http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2023575
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gibt Fallstudien für einige wenige Länder, welche die Bedeutung 
von strukturellen Faktoren (Rendall et al. 2010; Kogan 2007), der 
Migrationspolitik (Cangiano 2014; Antecol/Cobb-Clark/Trejo 2004), 
den Arbeitsmarktinstitutionen und dem Wohlfahrtsstaat für die 
Beschäftigungschancen der Migrant*innen herausarbeiten. Diesen 
Studien fehlen jedoch oft adäquate Daten, um ihre Hypothesen 
formal zu testen. Die wenigen länderübergreifenden Vergleichs-
studien konzentrieren sich häufig nur auf unterschiedliche Arbeits-
marktinstitutionen und kommen dabei zu recht unterschiedlichen 
Ergebnissen.

3.1 � Der Einfluss der Arbeitsmarktinstitutionen 

Trotz technologischem Wandel, zunehmender internationaler 
wirtschaftlicher Vernetzung und Änderungen in den politischen 
Rahmenbedingungen prägen historisch gewachsene institutionelle 
Strukturen die Funktionsmechanismen von Arbeitsmärkten. So ist 
etwa der hohe gewerkschaftliche Organisationsgrad in Schweden 
von über 70 Prozent eine Konsequenz der Organisation und Finan-
zierung von Arbeitslosenunterstützungsfonds durch die Gewerk-
schaft. Diese Form der Organisation der Arbeitslosenunterstützung, 
das sogenannte Ghent-System, steht allerdings unter starkem poli-
tischem und ideologischem Druck, da es die Verhandlungsmacht 
der Gewerkschaften in Lohnverhandlungen erhöht. Das zeigte sich, 
als die schwedische Mitte-rechts-Regierung im Jänner 2007 die 
Beiträge zu den Arbeitslosenkassen der Gewerkschaften erheb-
lich erhöhte, was die Mitgliedschaft zur Gewerkschaft (und der 
Arbeitslosenkasse) verteuerte und in der Folge die Mitgliederzahl 
verringerte (Kjellberg 2009/2011). 

In Österreich, einem Land mit einer deutlich geringeren Ge-
werkschaftsdichte (28 Prozent), werden die Interessen der Arbeit-
nehmerseite nicht nur von den Gewerkschaften vertreten, sondern 
auch von den Arbeiterkammern. Die Pflichtmitgliedschaft aller 
unselbstständig Beschäftigten inklusive Lehrlinge und Arbeitslose 
in den Arbeiterkammern, ohne Beamt*innen und Beschäftigte in 
der Landwirtschaft – sie werden von der Pflichtmitgliedschaft nicht 

https://doi.org/10.1007/s10680-010-9214-x
https://doi.org/10.1007/1-4020-5232-4
https://doi.org/10.5117/CMS2014.4.CANG
https://dipot.ulb.ac.be/dspace/bitstream/2013/11915/1/ber-0282.pdf
https://doi.org/10.1177/10242589090150031601
https://doi.org/10.19154/njwls.v1i1.2336
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erfasst –, stellt sicher, dass die Arbeitnehmer*innenseite eine wich-
tige Stimme in Fragen des Sozial- und Arbeitsrechts, der Frauen- 
und Familienpolitik sowie des Arbeitnehmer*innenschutzes hat. 
Lohnverhandlungen werden allerdings auch in Österreich von 
den Tarifpartnern geführt, also von Gewerkschaften und Arbeit-
geber*innenvertretungen. Die Arbeitgeber*innenseite wird in der 
Regel durch die Wirtschaftskammern vertreten, denen alle Unter-
nehmen angehören, weil es auch hier Pflichtmitgliedschaft gibt. 
Diese spezifische Organisationsform des Arbeitsmarktes trägt dazu 
bei, dass Österreich die höchste Abdeckungsquote des Arbeits-
marktes durch Kollektivverträge in Europa aufweist. Das heißt, 
dass nahezu alle unselbstständig Beschäftigten (95 Prozent) durch 
Tarifverträge abgedeckt sind; knapp dahinter liegt Schweden mit 
89 Prozent. Am unteren Ende der Skala liegt das Vereinigte König-
reich, in dem nur 29 Prozent aller Tätigkeiten einem Kollektivvertrag 
unterliegen; Deutschland liegt mit 62 Prozent im Mittelfeld. Je 
höher die Abdeckungsquote des Arbeitsmarktes durch ein um-
fassendes und zentralisiertes System der Kollektivverhandlungen, 
desto geringer sind die branchenspezifischen, aber auch berufs-
spezifischen Lohnunterschiede (Gannon et al. 2007; Eurostat 2020). 
Um eine Untergrenze der Lohnzahlungen sicherzustellen, wird in 
Ländern mit einem besonders flexiblen Lohnsystem wie dem im 
Vereinigten Königreich jährlich vom Parlament ein gesetzlicher 
Mindestlohn festgelegt, der von den Arbeitgeber*innen nicht 
unterschritten werden darf (für länderspezifische Quoten siehe: 
ETUI 2016). Diese Beispiele zeigen einige Unterschiede in den in-
stitutionellen Rahmenbedingungen der Arbeitsmarktregulierung 
in Europa; sie sind typisch für unterschiedliche Grundkonzepte der 
gesellschaftlichen Organisation der sozialen Versorgung und der 
sozialen Gruppenrechte.6 

	 6	 Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO 1952) führt im Überein-
kommen zu den Mindestnormen der sozialen Sicherheit neun soziale 
und wirtschaftliche Risiken an, gegen deren Folgen ein Sozialsystem 
eine Absicherung und Unterstützung anbietet, basierend auf Sozial-
versicherungssystemen sowie staatlichen Transferleistungen. 

http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.706345
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7870049/10654224/KS-FT-20-003-EN-N.pdf/b39e3e72-936e-359d-a3ea-561ae13fcde9
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Das dichte Netz von Tarifverträgen, das de facto ein System von 
branchenspezifischen Mindestlöhnen darstellt, bewirkt, dass die 
Lohnunterschiede zwischen Migrant*innen und anderen Arbeit-
nehmer*innen in Österreich, ebenso wie in Schweden, relativ ge-
ring sind. Im Gegensatz dazu erleichtert der flexiblere britische Ar-
beitsmarkt den Zugang zum Arbeitsmarkt (Pollan 2000; Friedberg/
Hunt 1995). Deshalb ist die Erwerbseinbindung der Bevölkerung in 
den Regelarbeitsmarkt im Vereinigten Königreich vergleichsweise 
hoch, auch die der Migrant*innen; jedoch gibt es einen großen 
Niedriglohnsektor, in dem Migrant*innen überdurchschnittlich oft 
beschäftigt sind. In Schweden ist das Steuersystem, insbesondere 
die Individualbesteuerung, in Kombination mit dem Wohlfahrts-
modell für die hohe Erwerbsintegration von Frauen verantwortlich 
(Selin 2014). Jedoch sind die branchen- und berufsspezifischen 
Lohnunterschiede wegen der solidarischen Lohnpolitik vergleichs-
weise gering (Hibbs/Locking 1995; Molinder 2019). Dafür ist die 
Arbeitslosenquote hoch im Vergleich zum Vereinigten Königreich. 
Die unterschiedliche Regeldichte des Arbeitsmarktes spiegelt sich 
also in variierenden Arbeitslosenquoten und Lohndifferenzialen. So 
lag etwa im Jahr 2019, dem letzten Jahr vor der Coronapandemie, 
die Arbeitslosenquote im Vereinigten Königreich bei 3,8 Prozent, 
gefolgt von Österreich mit 4,5 Prozent und Schweden mit 6,8 Pro-
zent. Die Arbeitslosenquote der Migrant*innen war im Vereinigten 
Königreich allerdings um nur 0,7 Prozentpunkte höher als die der 
nichtmigrantischen Bevölkerung, während sie in Österreich um 
4,8 Prozentpunkte höher war und in Schweden um 10,9 Prozent-
punkte. Die im Schnitt niedrigeren Löhne der Migrant*innen in 
allen EU-Ländern gehen in hohem Maße auf ihre häufigen Be-
schäftigungsschwerpunkte in Niedriglohnbranchen und -berufen 
zurück (Amo-Agyei 2020). 

3.2 � Die Rolle des Wohlfahrtsmodells für die Strukturierung 
des Arbeitsmarktes 

In seinem wegweisenden Werk The three worlds of welfare capi-
talism unterschied Esping-Andersen (1990) drei gesellschaftliche 

https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=13648&mime_type=application/pdf
https://doi.org/10.1257/jep.9.2.23
https://doi.org/10.1257/jep.9.2.23
https://doi.org/10.1007/s10797-013-9283-y
https://www.nopecjournal.org/NOPEC_1995_a07.pdf
https://doi.org/10.1093/ereh/hey005
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_protect/---protrav/---migrant/documents/publication/wcms_763803.pdf
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Organisationsmodelle: das nordische sozialdemokratische Modell, 
das liberale angelsächsische Modell und das korporatistische So-
zialversicherungsmodell Zentraleuropas. Inzwischen wurden in 
der Forschung zwei weitere Typen hinzugefügt, das familiale ru-
dimentäre südeuropäische Modell und das postsozialistische in 
den MOEL. In den ersten drei Modellen ist das System der sozialen 
Versorgung eng mit dem Arbeitsmarkt verknüpft. Über die Beschäf-
tigung werden wesentliche Teile der Sozialleistungen finanziert, 
ergänzt um staatliche Leistungen, etwa im Bereich der Gesund-
heitsversorgung, der Pensionen und der Familienleistungen. Im 
korporatistischen und noch viel mehr im familialen Modell wer-
den viele soziale Dienste, etwa Pflege und Kinderbetreuung, über 
Steuererleichterungen und Transferleistungen an den Haushalt 
delegiert, während sie im nordischen Modell vom Staat erbracht 
werden und im angelsächsischen Modell von der Privatwirtschaft. 
Die Verlagerung der Sorgearbeit auf den formellen Arbeitsmarkt 
in den nordischen und angelsächsischen Modellen trägt dazu bei, 
dass die Erwerbsintegration von Frauen deutlich höher ist als in 
den korporatistischen und familialen, in denen diese Tätigkeiten 
eher im Haushalt oder im informellen Sektor verbleiben (Magda 
et al. 2008; Biffl 2004).

Gleichzeitig hat sich aber im Gefolge der Auslagerung von 
haushaltsnahen Diensten in die Privatwirtschaft im Vereinigten 
Königreich ein Niedriglohnsektor herauskristallisiert, den es im 
vom Staat bereitgestellten Versorgungsmodell Schwedens so 
nicht gibt. Daher ist das liberale Wohlfahrtsmodell von einem 
hohen Ausmaß der Armut und der Einkommensunterschiede ge-
prägt (Kuchler/Goebel 2003). Das spiegelt sich auch in der spezi-
fischen Arbeitsmarktsegmentation nach Geschlecht (Bassanini/
Duval 2006; Biffl 2008b). So unterscheidet sich etwa die beruf-
liche Beschäftigungsstruktur der Frauen in den nordischen und 
angelsächsischen Ländern stärker von der der Männer als in den 
südeuropäischen Ländern (Hustad et al. 2020). Denn auch dort, 
wo die haushaltsnahen Tätigkeiten auf den formalen Sektor ver-
lagert werden, üben im Wesentlichen Frauen diese Berufe und 
Tätigkeiten aus, was die berufliche Segmentierung der formellen 

https://docs.iza.org/dp3830.pdf
https://docs.iza.org/dp3830.pdf
https://doi.org/10.1177/138826270400600103
https://doi.org/10.1177/09589287030134003
https://doi.org/10.1787/702031136412
https://doi.org/10.1787/702031136412
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=32340&mime_type=application/pdf
https://doi.org/10.3389/fpsyg.2020.00554
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Arbeit und damit die Asymmetrie nach Geschlecht erklärt (Bettio 
2002). Da Betreuungsberufe in allen Ländern, auch in den nordi-
schen, schlechter bezahlt sind als die typischen Männerberufe, ist 
der Gender-Pay-Gap7 in Schweden, beispielhaft für die nordischen 
Länder, höher als in Italien, als Beispiel für das familiale südeuro-
päische Modell. Ein Drittel des Lohnunterschieds zwischen Frauen 
und Männern in Schweden ist die Folge der beruflichen Arbeits-
marktsegmentierung nach Geschlecht (Hansen/Wahlberg 2008). 
Das ist auch in Österreich ein wesentlicher Faktor (Böheim et al. 
2017), wobei vor allem der hohe Beschäftigungsanteil der Frauen, 
viele davon Migrantinnen, in Niedriglohnbranchen und -berufen 
sowie die stärkere Konzentration der Beschäftigung auf Klein- und 
Mittelbetriebe einen Großteil des Gender-Pay-Gap in Österreich  
erklären. 

Die Erwerbseinbindung der Migrantinnen folgt dem Muster 
des jeweiligen Aufnahmelandes, d. h., dass die Erwerbsquote der 
Migrantinnen in den nordischen Ländern deutlich höher ist als in 
den südeuropäischen (siehe Abbildung 5). Zwar arbeiten Migran-
tinnen in Italien ebenso häufig wie in Schweden, jedoch findet 
das in der Statistik nicht den gebührenden Niederschlag, da es 
sich oft um Arbeit im informellen Sektor handelt. Die Erwerbsein-
bindung der Migrantinnen in die formelle Arbeit unterscheidet 
sich daher stärker zwischen Ländern als zwischen einheimischen 
Frauen und Migrantinnen innerhalb eines Landes. Österreich liegt 
im Ländervergleich der Erwerbseinbindung der inlands- und aus-
landsgeborenen Frauen im Mittelfeld. Dahinter liegt Bulgarien, 
stellvertretend für das postsozialistische Modell der MOEL; auch 
hier werden die haushaltsnahen Tätigkeiten in hohem Maße im 
informellen Sektor erbracht (Kelmanson et al. 2019). 

	 7	 Der Gender-Pay-Gap steht für geschlechtsspezifische Verdienst-
unterschiede, gemessen als prozentualer Unterschied zwischen den 
durchschnittlichen Bruttostundenverdiensten von Frauen gemessen 
an jenen der Männer.

https://doi.org/10.2307/3552344
https://doi.org/10.2307/3552344
https://doi.org/10.1016/S0147-9121(08)28011-8
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=60635&mime_type=application/pdf
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=60635&mime_type=application/pdf
https://www.imf.org/en/Publications/WP/Issues/2019/12/13/Explaining-the-Shadow-Economy-in-Europe-Size-Causes-and-Policy-Options-48821
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Abbildung 5: � Erwerbsquoten der Frauen nach Geburtsland 
und Gender-Pay-Gap in ausgewählten  
EU-Ländern, die die fünf Wohlfahrtsmodelle 
repräsentieren, (2021) in %
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Länder aus 2020. 

Das Zusammenwirken von Wohlfahrtsmodell und Arbeitsmarkt-
regelungen hat somit neben dem Migrationsmodell einen Einfluss 
auf das Ausmaß und die Art der Einbindung der Migrant*innen in 
den Arbeitsmarkt, ihre sektorale und berufliche Zusammensetzung 
und die Beschäftigungsform (reguläre Beschäftigung, befristete 
Beschäftigung, Leiharbeit, Entsendung, Überlassung, Saisonarbeit, 
Freies Dienstverhältnis, Selbstständige bzw. Neue Selbstständige, 
Scheinselbstständige, Schwarzarbeit …). 

In Österreich, dem Paradebeispiel für ein neokorporatistisches 
Wohlfahrtsmodell, hatte sich die Gewerkschaft mit der Wirtschafts-
kammer im sogenannten Raab-Olah-Abkommen 1961 auf ein Zu-
wanderungsmodell geeinigt, das ausländische Arbeitskräfte kom-
plementär zu inländischen Arbeitskräften einsetzt – diese Duali-
sierung der Arbeit im Gastarbeitermodell ist bis heute in hohem 
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Maße erhalten geblieben. Darüber hinaus hat sich die Gewerkschaft 
aus Angst vor einer Erosion der Arbeitsbedingungen stets für eine 
restriktive Handhabung der Zuwanderung ausgesprochen. Mit der 
Mitgliedschaft Österreichs in der EU änderten sich allerdings die 
politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen derart, 
dass auch hierzulande verstärkt neue Beschäftigungsformen auf-
traten, etwa die Leiharbeit, die Entsendung/Überlassung sowie 
neue Formen der selbstständigen Erwerbstätigkeit. Besonders 
herausfordernd für die Kontrolle der Arbeitsbedingungen ist die 
grenzüberschreitende Entsendung und Überlassung von Arbeits-
kräften. Daher hat der Nationalrat im Jahr 2016 das Lohn- und 
Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz8 verabschiedet, um zu ver-
hindern, dass schlechtere Arbeitsbedingungen von wirtschaftlich 
schwächer entwickelten Ländern in Europa auf Österreich mit hö-
heren Standards übergreifen (vgl. Kapitel 9). 

3.3 � Europäische Freizügigkeit und unterschiedliche 
Sozialstaatsmodelle

Das Zusammenspiel von Migration und Wohlfahrtsmodell be-
deutet, dass die Freizügigkeit innerhalb der EU neue Herausfor-
derungen für die Organisation der sozialen Versorgung mit sich 
bringt. Die Arbeitsmigration innerhalb der EU kann nämlich als 
eine Migration zwischen unterschiedlichen Wohlfahrtsmodellen 
interpretiert werden. Daher haben das europäische Parlament und 
der Rat der Europäischen Union Regelungen für die Koordinierung 
der Systeme der sozialen Sicherheit aufgestellt,9 die sicherstel-
len sollen, dass mobile EU-Arbeitskräfte nach den verschiedenen 
nationalen Rechtsvorschriften gleichbehandelt werden. Diese 

	 8	 Bundesgesetz, mit dem ein Gesetz zur Bekämpfung von Lohn- und 
Sozialdumping erlassen wird (Lohn- und Sozialdumping-Bekämp-
fungsgesetz – LSD-BG), BGBl I 44/2016. 

	 9	 Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des europäischen Parlamentes und des 
europäischen Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme 
der sozialen Sicherheit, ABl L 2004/166, 1.

https://www.ris.bka.gv.at/geltendefassung/bundesnormen/20009555/lsd-bg, fassung vom 18.08.2021.pdf
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:166:0001:0123:de:PDF
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Vorschriften ersetzen nicht die nationalen Sozialschutzsysteme, 
da eine Harmonisierung angesichts der unterschiedlichen Wohl-
fahrtsmodelle, die unabhängig voneinander historisch gewachsen 
und Teil der nationalen kulturellen Identität geworden sind, kaum 
machbar ist. Es sind vor allem die unterschiedlichen Kombinatio-
nen aus Sachleistungen und Geldleistungen (Transferzahlungen), 
die eine Harmonisierung erschweren, nicht zuletzt weil sie in den  
diversen Ländern unterschiedliche institutionelle Ausformungen 
erfahren haben. Daher gibt es die Herausforderung der Koordina-
tion nicht nur in Bezug auf die Sozialsysteme, sondern auch auf den 
reziproken Zugang zu diesen, wie z. B. zu Gesundheitsversorgung 
und Pflege. Die Koordination der Sozialschutzsysteme basiert auf 
vier Grundsätzen: 
1.	 dass eine Person nur einem Sozialversicherungssystem unter-

steht und nur in das eine einzahlt (single state principle), 
2.	 dass eine Person dieselben Rechte und Pflichten hat wie ein 

Staatsbürger des EU- Mitgliedstaats, in dem sie arbeitet (equal 
treatment principle), 

3.	 dass eine Person Leistungen von einem EU-Mitgliedstaat erhal-
ten kann, auch wenn sie in einem anderen EU-Staat wohnhaft 
ist (exportability principle), 

4.	 dass Perioden von Versicherungs-, Beschäftigungs- und Auf-
enthaltszeiten in anderen EU-Staaten, die einen Leistungsan-
spruch begründen, aufsummiert bzw. angerechnet werden 
(aggregation principle).

Die Freizügigkeit innerhalb der EU stellt die Koordination der 
Sozialsysteme und der damit verbundenen Leistungsansprüche vor 
große Herausforderungen. Es sind darüber hinaus die unterschied-
lichen Finanzierungssysteme der Sozialleistungen, die auch bei 
gleichem wirtschaftlichem Entwicklungsgrad ihren Niederschlag 
in abweichenden Bruttolöhnen zwischen EU-Staaten finden. Diese 
Unterschiede laden zu einer Diversifizierung der Organisation der 
grenzüberschreitenden Arbeit, etwa über den Einsatz grenzüber-
schreitender selbstständiger Erwerbstätigkeit oder Entsendung, 
ein. Auf die damit verbundenen Konsequenzen für den Arbeits-
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markt und das Steueraufkommen geht Kapitel 9 genauer ein. Die 
Diversifizierung der Beschäftigungsformen bei unterschiedlichen 
Funktionsmechanismen der Wohlfahrtsysteme legt nahe, dass die 
innereuropäische Mobilität von Arbeitskräften zu einer Erosion der 
Wohlfahrtsmodelle und einem Wettlauf nach unten führen kann. 
So stellte bereits Milton Friedman (1978) fest, man könne nicht 
offene Grenzen für Immigrant*innen und gleichzeitig einen un-
eingeschränkten Zugang zu Wohlfahrtsleistungen haben. Martin 
Ruhs (2015) weist darauf hin, dass Länder mit einer starken Re-
geldichte des Arbeitsmarktes und einem auf Beschäftigung, und 
damit Beitragszahlungen, basierenden Sozialschutzsystem leicht 
nachweisen können, dass Migrant*innen mehr in das Sozialsys-
tem einzahlen als sie herausbekommen. Dies ist in Ländern mit 
einem flexiblen Arbeitsmarkt und einer geringen Regeldichte wie 
dem Vereinigten Königreich und einem Sozialschutzsystem, das 
großteils aus dem allgemeinen Steueraufkommen finanziert wird, 
für Neuzuwandernde schwieriger nachzuweisen. Die ablehnende 
Haltung eines hohen Anteils der Bürger*innen des Vereinigten 
Königreichs gegenüber der EU-Mitgliedschaft, die im Brexit, also 
dem Austritt Großbritanniens aus der EU, Ausdruck fand, wird in 
hohem Maße mit der unerwartet starken Zuwanderung von Mi-
grant*innen aus mittel- und osteuropäischen EU-Mitgliedstaaten 
und ihrer starken Nutzung des Wohlfahrtssystems erklärt (Var-
gas-Silva 2013). Dass trotz allem auch das Vereinigte Königreich 
von der Zuwanderung der EU-Migrant*innen fiskalisch profitierte 
(Vargas-Silva 2013; Dustmann/Frattini/Halls 2010), wurde in den 
öffentlichen Diskursen zum Brexit allerdings weitgehend ignoriert.

3.4 � Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Dieses Kapitel hat verdeutlicht, dass die Rolle der Migrant*innen 
im Arbeitsprozess sowie ihre Arbeitsmarktsituation nicht nur von 
individuellen Charakteristika der Migrant*innen (vgl. Kapitel 2) und 
Migrationspolitik geprägt wird, sondern auch von Arbeitsmarkt-
regelungen und Wohlfahrtsmodellen. Wesentlich für die Arbeits-
marktregelungen sind die industriellen Arbeitsbeziehungen und 

http://academic.depauw.edu/~hbarreto/courses/HistEcon/Smith/FriedmanAmericaTranscript.pdf
http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2625486
https://theconversation.com/hard-evidence-are-migrants-draining-the-welfare-system-17671
https://theconversation.com/hard-evidence-are-migrants-draining-the-welfare-system-17671
https://theconversation.com/hard-evidence-are-migrants-draining-the-welfare-system-17671
https://doi.org/10.1111/j.1475-5890.2010.00106.x
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die Bedeutung der Sozialpartner, die den Grad der Regulierung 
des Arbeitsmarktes, hier am Beispiel der Tariflohnverhandlungen 
dargelegt, prägen. In liberalen Arbeitsmarktregimen wie dem 
angelsächsischen werden weniger als 50 Prozent der Tätigkei-
ten in Tarifvereinbarungen zwischen der Gewerkschaft und der 
Arbeitgeber*innenvertretung geregelt. In den übrigen Sektoren 
bestimmt das Spiel der freien Marktkräfte den Lohn. Eine Unter-
grenze wird vom Staat über die Festlegung eines gesetzlichen 
Mindestlohns geschaffen. Es mag wohl nicht überraschen, dass 
Länder mit einer geringen Regeldichte einen größeren Niedrig-
lohnsektor haben als Länder wie Österreich oder Schweden, die 
über 90 Prozent aller beruflichen Tätigkeiten in Kollektivverträgen 
regeln. Allein aus diesen institutionellen Unterschieden ergeben 
sich geringere Einkommensunterschiede zwischen Migrant*innen 
und der Aufnahmegesellschaft im vom Korporatismus geprägten 
Österreich und dem sozialdemokratischen Schweden gegenüber 
dem liberalen Vereinigten Königreich. 

Aber nicht nur die Arbeitsmarktinstitutionen beeinflussen die 
Arbeitsbedingungen von Migrant*innen, sondern auch das ge-
sellschaftliche Wohlfahrtsmodell. So schafft etwa die starke Ver-
lagerung der Betreuung und Pflege vom Haushalt auf den Staat im 
nordischen Modell bzw. auf die Privatwirtschaft im liberalen Modell 
Arbeitsplätze im Regelarbeitsmarkt. Diese Art der Arbeitsorganisa-
tion ist auch der Professionalisierung dieser Berufe förderlich. Im 
Gegensatz dazu verbleibt viel Betreuungs- und Pflegearbeit im 
korporatistischen kontinentaleuropäischen und noch viel mehr im 
südeuropäischen familialen Modell im Haushalt, der sich dabei oft 
der Unterstützung durch Migrant*innen auf dem Schwarzmarkt 
bedient. 

Die unterschiedliche Organisation der Arbeit prägt die beruf-
liche Segmentation der legalen Arbeit von Frauen und Männern, 
die auch Migrant*innen einschließt. Da Kinderbetreuung und Pfle-
ge auch im nordischen und angelsächsischen Wohlfahrtsmodell 
im Wesentlichen von Frauen auf dem Regelarbeitsmarkt erbracht 
werden, ist hier die Gender-Segmentation der formellen Beschäfti-
gung höher als im familialen und korporatistischen Modell, in dem 
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diese Familienarbeiten in stärkerem Maße im Haushalt „informell“ 
geleistet werden. Da sogenannte „typische“ Frauenberufe in allen 
Systemen schlechter bezahlt sind als „typische“ Männerberufe, 
erklärt das auch, warum in Italien der Gender-Pay-Gap geringer 
ist als in den anderen Sozialstaatmodellen.

Die unterschiedlichen Beschäftigungschancen und Lohnbedin-
gungen zwischen den EU-Mitgliedstaaten, die nicht zuletzt eine 
Folge der historisch gewachsenen Arbeitsmarktinstitutionen und 
Wohlfahrtsmodelle sind, stellen einen Anreiz für die Arbeitsmo-
bilität innerhalb der EU dar. Die europäischen Prinzipien für die 
Koordination der Sozialleistungen sollen die Binnenmobilität von 
Arbeitskräften in der EU erleichtern, ohne die Wohlfahrtsmodelle 
selbst zu harmonisieren. 




